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Der Bundesminister für Verteidigung 

U I 5- Az. 45-01-02-04 


Bonn, den 29. März 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Standortübungsplatz für die Garnison Bergzabern bei 
Mühlhofen-Ingenheim-Barbelroth 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 181 — 

Die Kieme Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich im 
Benehmen mit den Herren Bundesministern des Innern, der 
Finanzen und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wie 
folgt; 

Es handelt sich um ein Übungsgelände von rd. 162 ha, das zum 
kleineren Teil forstwirtschaftlich zum größeren Teil landwirt- 
schaftlich genutzt wird. Es sind 187 Eigentümer — davon in 
2 Fällen die öffentliche Hand — beteiligt. Das Gelände wurde 
am 10. Mai 1952 durch die französischen Streitkräfte in An- 
spruch genommen. Die Inanspruchnah tue bestand nach Artikel 48 
des Truppenvertrages vom 23. Oktober 1954” und dem Fort- 
geltungsgesetz vom 3. Juli 1956 noch am 31. Dezember 1956. 
Die Grundstücke wurden und werden weiterhin für die Ein- 
heiten der französischen Streitkräfte beansprucht, die in der 
Kaserne in Bergzabern stationiert sind. 

1. Eine Entscheidung darüber, ob das Übungsgelände von der 
Bundeswehr übernommen werden soll, ist erst dann mög- 
lich, wenn die Kaserne in Bergzabern an die Bundeswehr 
übergeben würde. 

Ob und wann das der Fall sein wird, ist zur Zeit nicht zu 
übersehen. 

2. Der Antrag der zuständigen Bundesvermögensstelle auf 
Verlängerung der Besitzeinweisung im Rahmen des Ent- 
eignungsverfahrens war nach § 64 Abs. 2 des Landbe- 
schaffungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (BGBl. I S. 134) 
aus folgenden Gründen notwendig : Nach § 64 Abs. 3 des 
Landbeschaffungsgesetzes galt die Inanspruchnahme zuguns- 
ten der französischen Streitkräfte ab 5. Mai 1955 nur bis 
zum 31. Dezember 1957 als vorzeitige Besitzeinweisung. 
Da bis zu diesem Zeitpunkt aus besonderen, durch das Ver- 
fahren bedingten Umständen ein Beschluß der Enteignungs- 
behörde nicht ergehen konnte, hat die Bundesvermögensver- 
waltung die in § 42 des Landbeschaffungsgesetzes vorgese- 
hene Verlängerung der Frist für die Besitzeinweisung auf die 
Dauer eines weiteren Jahres (also bis 31. Dezember 1958) 
beantragt. Wie die jüngsten Berichte ergeben, hat die zu- 
ständige Enteignungsbehörde — soweit sie die Anträge 
bisher bearbeiten konnte — diese Fristverlängerung auch 
bewilligt. 
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3. Sowohl die Bundesregierung als auch der Ministerpräsi- 
dent des Landes Rheinland-Pfalz haben sich bereits seit 
Jahren bemüht, eine Freigabe oder einen Austausch des 
Übungsgeländes zu erreichen, insbesondere da der Platz 
z. Z. nicht stark benutzt wird. Der Oberbefehlshaber der 
französischen Streitkräfte in Deutschland hat demgegen- 
über erklärt, daß es ihm zu seinem größten Bedauern nicht 
möglich sei, die Freigabe z. Z. in Betracht zu ziehen, da 
dieses Gelände unbedingt zur Ausbildung der französischen 
Einheiten der Garnison Bergzabern benötigt werde. 

Dementsprechend wäre die Bundesregierung bereit, eine 
Freigabe des übungsgeländes bei den französischen Streit- 
kräften zu erwirken, wenn diesen im Rahmen der örtlichen 
Möglichkeiten ein geeignetes Ersatzgelände zur Verfügung 
gestellt werden könnte. 

Im übrigen sind nach den letzten Berichten der Bundes- 
vermögensverwaltung die betroffenen Eigentümer zwar nicht 
bereit, zu verkaufen, aber doch damit einverstanden, ent- 
sprechende Nutzungsverträge abzuschließen, durch die die lau- 
fende militärische Inanspruchnahme des Geländes für 
Übungen gewährleistet wird. Demnach ist zu erwarten, daß 
die Durchführung von Enteignungsmaßnahmen nicht not- 
wendig wird. 

Außerdem würden sich auch im vorliegenden Falle zwangs- 
weise Maßnahmen nach dem Landbeschaffungsgesetz nicht 
auf den Entzug des Eigentums am Grund und Boden, son- 
dern auf eine nur teilweise Beschränkung der Benutzung 
der Grundstücke durch die Eigentümer zu erstrecken haben. 

4. Bei der Planung und Beschaffung von Liegenschaften für 
militärische Zwecke sind die damit befaßten Bundes- und 
Landesbehörden auch in der Vergangenheit bereit gewesen, 
nach Möglichkeit über bestehende gesetzliche Verpflichtungen 
hinaus die zuständigen zivilen Behörden und die Vertre- 
tungen der Betroffenen zu beteiligen; in gleicher Weise 
wird jetzt und künftig verfahren werden. 

5. Die für die Durchführung der Landbeschaffung für Vertei- 
digungszwecke zuständigen Behörden sind kraft Gesetzes 
(vgl. § 11 des Landbeschaffungsgesetzes) verpflichtet, die 
Sicherstellung des erforderlichen Liegenschaftsbedarfs mög- 
lichst unter Vermeidung von Enteignungsmaßnahmen im 
Wege gütlicher Regelung auf der Grundlage freier vertrag- 
licher Vereinbarungen durchzuführen. Die mit der Land- 
beschaffung betrauten Behörden sind sich der großen Trag- 
weite etwaiger Enteignungsmaßnahmen und der Verant- 
wortung gegenüber den davon Betroffenen bewußt. Deshalb 
erscheint eine zusätzliche allgemeine Anweisung, von der 
Einleitung des Enteignungsverfahrens nur bei Vorliegen 
dringender Notwendigkeit Gebrauch zu machen, nicht er- 
forderlich. 
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